Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen » UN 1/2019 


Europawahl 2019; 
Sprengt die 
Ketten! 
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Nicht nur im Innenhof des Straßburger EU-Parlamentsgebäudes kommt man sich wie in einem Gefängnis 
vor. 


»Wenn Sie die EU in ein Gefängnis 
verwandeln, wird der Wunsch, da 
rauszukommen, nicht schwinden, 
sondern wachsen.« 


Jeremy Hunt, Außenminister des Vereinigten Königreiches 
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Das offene Wort 


Schicksalswahlen 
auch für Merkel! 


Die Europawahl wie auch 
die Wahlen in Bremen 
(26.5.2019), Brandenburg, 
Sachsen (beide am 1.9.2019) 
und Thüringen (27.10.2019) 
werden nicht nur Schick- 
salswahlen in Sachen Eu- 
ropa, sondern auch für die 
»GroKo«-Regierung und ins- 
besondere für deren Chefin 
Angela Merkel. 


Erhalten die Regierungspar- 
teien die verdiente Quittung 
für ihre Politik der schleichen- 
den Umvolkung Deutsch- 
lands und der Alimentierung 
des bodenlosen Fasses 
»EU«, bedeutet das voraus- 
sichtlich das Ende ihrer Kanz- 
lerschaft. 


»Merkel muß weg!« hieß 
eine viel verbreitete Parole. 
Was aber dann? 


Sollte der verdiente Nieder- 
gang der ehemaligen Volks- 
partei SPD so weitergehen 
und mit ihr oder statt ihrer die 
Rot-Grünen ins Boot geholt 
werden, kann es unter »AKK« 
nur noch schlimmer kommen. 


»Wenn Wahlen etwas än- 
dern könnten, wären sie 
längst verboten«, lautet ein 
altbekanntes Sprichwort. 


Ich meine, das ist überholt 
und widerlegt: Durch Wahlen 
kann man etwas ändern — im 
Guten wie im Schlechten. 
Fakt ist: In England, in Polen, 
in Ungarn, in Österreich, in 
Italien und in den USA haben 
Wahlen etwas bewirkt. 


Man kann die Folgen be- 
dauern oder begrüßen, aber 
wenn wir die Staatsform der 
Demokratie bejahen, müssen 
wir an der Willensbildung des 
Volkes mitwirken! 


Also entscheiden Sie sich! 
Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Eine Schicksalswahl? JA! 


Als eine »Schicksalswahl« be- 
schwören die Parteien die EU- 
Wahlen am 26. Mai dieses Jah- 
res. Von links-grün bis zur CSU 
bejammern sie, daß immer mehr 
Bürger in den EU-Staaten, auch 
in Deutschland, »Populisten« ihre 
Stimme geben könnten. 


»Die Handlungsfähigkeit der 
EU steht zur Debatte«, warnt 
Manfred Weber, der als Spit- 
zenkandidat der »Europäischen 
Volkspartei« Nachfolger des EU- 
Kommissionspräsidenten Jean- 
Claude Juncker werden will. 


Immer mehr Mitgliedsstaaten und 
deren Bürger wehren sich gegen 
die Fremdbestimmung durch ein 
EU-Monstrum, das sie als ein 
Gefängnis empfinden, in dem 
über ihre Köpfe hinweg über ihr 
Schicksal, ihre innersten Belange 
entschieden wird. Der »Brexit« 
Großbritanniens ist ein Beleg da- 
für. 


»Nichts sollte in der Öffentlich- 
keit geschehen. Wir sollten in 
der Euro-Gruppe im Geheimen 
diskutieren.« 


»Die Dinge müssen geheim und 
im Dunkeln getan werden.« 


»Wenn es ernst wird, müssen 
wir lügen.« 


»Wir beschließen etwas, stel- 
len das dann in den Raum und 
warten dann einige Zeit ab, 
was passiert. Wenn es dann 
kein großes Geschrei gibt und 
keine Aufstände, weil die mei- 
sten gar nicht begreifen, was 
da beschlossen wurde, dann 
machen wir weiter — Schritt 
für Schritt, bis es kein Zurück 
mehr gibt.« 


Nach diesen Grundsätzen des 
Herrn Juncker (belegte Zitate aus 
dem UN-Archiv) werden wir seit 
vielen Jahren von der EU am Na- 
senring herumgeführt. 

Ist es verwunderlich, wenn immer 
mehr mündige Bürger und De- 
mokraten solche Art von Politik, 
die an das Zentralkomitee der 


SPIEGEL DER ZEIT 


UdSSR in Moskau und ein Ge- 
fängnis erinnert, ablehnen? 


Genau nach dieser Devise sol- 
len in diesem Jahr die Pläne der 
gemeinsamen Bankenhaftung, 
der Schuldengemeinschaft und 
— ein vorläufiger Höhepunkt der 
Ausbeutung Deutschlands! — die 
europaweite gemeinsame Ar- 
beitslosenversicherung verwirk- 
licht werden. Man stelle sich das 
nur einmal bildlich vor: Da soll die 
Sparkasse oder Volksbank, bei 
der Ihr Erspartes liegt, für Pleite- 
banken in Italien oder anderswo 
haften! Da sollen unsere Beiträ- 
ge zur Arbeitslosenversicherung 
europaweit aufgeteilt werden, an 
Staaten und Empfänger, die nicht 
willens oder fähig sind, ihre Wirt- 
schaft durch Eigenleistung auf 
Vordermann zu bringen? 


JA, es wird eine 
Schicksalswahl! 


Alle Parteien außer der AfD und 
der NPD wollen ein noch stärke- 
res Europa, noch mehr Fremdbe- 
stimmung über unsere Zukunft. 
Schon Alt-Bundespräsident Ro- 
man Herzog warnte vor vielen 
Jahren, bis zu 80 Prozent unse- 
rer Gesetze würden von Brüssel 
bestimmt und stellte die Frage, ob 
wir noch eine Demokratie seien. 


Jetzt plant man sogar, die Sou- 
veränität und Selbstbestimmung 
völlig abzuschaffen: Die Einstim- 
migkeit der EU-Staaten soll durch 
Mehrheitsbeschlüsse ersetzt 
werden, gegen das Veto derer, 
die irgendwelche Gesetze oder 
Verordnungen ablehnen! 


IHRE Stimme wird also über 
unser Schicksal entscheiden! 


ZUM NACHDENKEN: 
JA zu einem EUROPA 


der Vaterländer! 


NEIN zu diesem 
EU-Gefängnis! 
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www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Migration ist kein Menschenrecht! 


Anläßlich des Abnickens des 
Migrationspaktes flog Frau 
Merkel am 10.12.2018 nach 
Marrakesch, um die Wichtig- 
keit des Paktes hervorzuhe- 
ben. In ihrer kurzen Rede sag- 
te sie unter anderem: 


»Nun wissen wir alle, daß illegale 
Migration wegen der unterschied- 
lichen Entwicklungschancen auf 
der Welt in unseren Ländern 
zum Teil sehr große Ängste ver- 
ursacht. Diese Ängste werden 
von den Gegnern dieses Pakts 
benutzt, um Falschmeldungen in 
Umlauf zu bringen. Aber im Kern 
geht es bei der Auseinanderset- 
zung um diesen Pakt und seine 
Richtigkeit um das Prinzip der 
multilateralen Zusammenarbeit. 


Meine Damen und Herren, es 
lohnt sich, sich noch einmal dar- 
an zu erinnern, daß die Verein- 
ten Nationen als Ergebnis des 
Zweiten Weltkriegs gegründet 
wurden. Als deutsche Bundes- 
kanzlerin stehe ich hier als Re- 
präsentantin eines Landes vor 
Ihnen, das durch den Nationalso- 
zialismus unendliches Leid über 
die Menschheit gebracht hat. Die 
Antwort auf puren Nationalismus 
war die Gründung der Vereinten 
Nationen und das Bekenntnis zur 
gemeinsamen Lösung der Fra- 
gen, die uns bewegen. Bei der 
Auseinandersetzung um diesen 
Pakt - und deshalb bin ich heute 
auch sehr bewußt nach Marokko 
gekommen -— geht es um nicht 
mehr und nicht weniger als um 
die Grundlagen unserer interna- 
tionalen Zusammenarbeit.« 


Als Mitverantwortliche des Migra- 
tionspaktes und um ihr rechtswid- 
riges Handeln von 2015 im Nach- 
hinein zu rechtfertigen, wurden 
unter ihrer Verantwortung schon 
in der Präambel dieses Paktes 
so schwerwiegende wie falsche 
Behauptungen hineinformuliert: 


Nr. 8 der Präambel: 


»Migration war schon immer Teil 
der Menschheitsgeschichte, und 


Bild nur in der gedrucken 


Ausgabe verfügbar 


wir erkennen an, daß sie in un- 
serer globalisierten Welt eine 
Quelle des Wohlstands, der In- 
novation und der nachhaltigen 
Entwicklung darstellt und daß 
diese positiven Auswirkungen 
durch eine besser gesteuerte Mi- 
grationspolitik optimiert werden 
können.« 


Nr. 10 der Präambel: 


»Wir haben gelernt, daß Migra- 
tion ein bestimmendes Merkmal 
unserer globalisierten Welt ist, 
Gesellschaften innerhalb aller 
Regionen und über sie hinaus 
verbindet und alle unsere Länder 
zu Herkunfts-, Transit- und Ziel- 
ländern macht. |[...] Wir müssen 
außerdem allen unseren Bürge- 
rinnen und Bürgern objektive, 
faktengestützte und klare Infor- 
mationen über die Vorteile und 
Herausforderungen der Migra- 
tion vermitteln, um irreführende 
Narrative, die zu einer negativen 
Wahrnehmung von Migranten 
führen, auszuräumen.« 


Im Ziel 179 wird unverhohlen 
dazu aufgefordert staatlicher- 
seits aktiv in Wahlkämpfe einzu- 
greifen und diese massiv zu be- 
einflussen: 


»Migranten, Führungsverant- 
wortliche aus Politik, Religion 
und Gesellschaft sowie Pädago- 
gen und Dienstleister darin ein- 
beziehen, Fälle von Intoleranz, 


Rassismus, Fremdenfeindlich- 
keit und anderen Formen der 
Diskriminierung von Migranten 
und Diasporagemeinschaften 
aufzudecken und zu verhüten 
und Aktivitäten in lokalen Ge- 
meinschaften zur Förderung der 
gegenseitigen Achtung zu unter- 
stützen, einschließlich im Rah- 
men von Wahlkampagnen.« 


Neben den üblichen »Jubelper- 
sern« in Politik und in den Medi- 
en werden immer mehr kritische 
Stimmen laut: 


»Dieser Migrationspakt ist ein- 
äugig. Er verspricht den Mi- 
granten vieles und lockt sie. 
Er schaut aber nicht darauf, 
was am Zielort geschieht. Bei 
uns in Neukölln denken die 
Menschen weniger an Afrika 
als daran, wovon sie bis zum 
nächsten Ersten leben sollen. 
Wo Menschen das Gefühl ha- 
ben, daß man ihnen was weg- 
nimmt, entsteht Haß. Seit dem 
Zweiten Weltkrieg waren Aus- 
länderhaß und Antisemitismus 
nicht so hoffähig wie im Mo- 
ment. Das ist die Folge einer 
moralin-sauren Volkshoch- 
schul-Politik. Unsere Regie- 
renden haben aus dem Unter- 
gang der DDR nichts gelernt.« 


Heinz Buschkowsky, 
Bild.de 3.12.2018 


MIGRATION EINE QUELLE DES WOHLSTANDES? 


UN 1/2019 - Seite 4 


Sogar ein Stefan Aust, der 13 
Jahre lang Chefredakteur des 
SPIEGEL war und seit mehr 
als vier Jahren Herausgeber der 
Welt ist, schrieb am 25.11.2018 
in der Welt am Sonntag: 


»Der UN-Migrationspakt verzau- 
bert wie mit Aladins Wunderlam- 
pe illegal Zugereiste in legale 
Einwanderer mit vollem Zugriffs- 
recht auf die Leistungen des So- 
zialstaates.« 


»Der Lockruf des Geldes dürfte 
nachhaltige Folgen haben: auf 
die Zahl der Zuwanderer und 
damit auch auf die Stabilität des 
Sozialstaates.« 


»Der Pakt geht von einer Gleich- 
rangigkeit der Sitten und Ge- 
bräuche aus. Er unterschlägt 
die Realität der gegenwärtigen 
Migration und ihrer Schattensei- 
ten.« 


www.un-nachrichten.de 


»Die Rechte der Bevölkerung ei- 
nes Zielstaates spielen praktisch 
keine Rolle.« 


»Die Sogwirkung des Papiers 
dürfte mindestens so groß sein 
wie die der Willkommenskultur 
im Herbst 2015.« 


Es ist immer wieder erstaun- 
lich, mit welcher Unverfrorenheit 
ehemalige Marxisten und Welt- 
verbesserer, nachdem sie genü- 
gend Unheil angerichtet haben, 
mit einem Schulterzucken zu 
normalem Denken zurückfinden. 


Darüber hinaus gibt es eine An- 
zahl kompetenter Stimmen: 


Der Göttinger Völkerrechtler 
Frank Schorkopf (48) sagte dem 
SPIEGEL: 


»Verschiedene Akteure können 
daraus Pflichten entwickeln, die 
sehr weitreichend sind: Einwan- 
derungskontingente auszuwei- 
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ten, Herkunfts- und Transitländer 
finanziell zu unterstützen oder il- 
legalen Immigranten einen lega- 
len Status zuzuweisen.« Diese 
Wirkung bezeichnete Schorkopf 
als »Schlagseite« des Paktes. 


»Ständig werden, zu Recht, die 
Menschenrechte der Migranten 
betont. Daraus werden Hand- 
lungsverpflichtungen für die 
Staaten abgeleitet, ohne zu se- 
hen, daß hinter diesen auch de- 
ren Bürger stehen, mit eigenen 
Menschenrechten. Wer in Duis- 
burg wohnt oder Berlin-Neukölln, 
hat auch Rechte, und wenn dort 
die Kriminalität steigt, wenn es 
weniger bezahlbaren Wohnraum 
gibt, weil die Kommunen den 
für Flüchtlinge benötigen, oder 
wenn in den Grundschulen kaum 
noch Kinder sind, die Deutsch 
als Muttersprache beherrschen, 
dann hat das auch Gewicht.« 


Sicherung nationaler Grenzen 
bleibt eines der wesentlichen Merk- 
male eines souveränen Staates 


»Es gehört zur Aufgabe jedes 
Staates, für die nationale Sicher- 
heit zu sorgen. Die Sicherung 
der nationalen Grenzen bleibt ei- 
nes der wesentlichen Merkmale 
eines souveränen Staates. Ein 
demokratischer Staat muß nach 
dem Willen des Volkes agieren. 
Und gerade weil die Migration 
erhebliche finanzielle, kulturelle, 
religiöse und sprachliche Konse- 
quenzen hat, muß der Staat sei- 
ne Verantwortung wahrnehmen. 


Der sogenannte Globale Migrati- 
onspakt der Vereinten Nationen 
ist zwar kein verbindlicher Ver- 
trag, er kann aber dazu führen, 
daß ein Staat durch Auflagen 
internationaler Organisationen, 
Erpressung durch mächtigere 
Staaten, durch Medien etc. unter 
Druck gesetzt wird. Als Folge der 
Unterschrift unter den „Global 


Compact“ könnte die Verantwor- 
tung des Staates gegenüber der 
eigenen Bevölkerung und der 
Schutz ihrer Menschenrechte 
kompromittiert werden. [...] 


Der Migrationspakt ist eben 
nicht kompatibel mit dem Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker, 
denn gewiß wollen die meisten 
Menschen ihre Kultur und Iden- 
tität bewahren. Eine vermehrte 
Migration könnte die Selbstbe- 
stimmung von ganzen Bevölke- 
rungen in Frage stellen. |...] 


Wieso liest man nichts im Pakt 
über das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker oder über den 
Heimatbegriff? Bisher beob- 
achten wir in den Medien eine 
Täuschung der öffentlichen Mei- 
nung, wonach Migration eigent- 
lich schon als Menschenrecht 
anzuerkennen sei. Diese Be- 


hauptung schafft ein „Fake Law“, 
bzw. Pseudo-Recht. 


Es wäre 
Hybris zu denken, daß Europa 
alle Migranten der Welt aufneh- 


men kann. „Wir schaffen das“ ist 
gefährlicher und folgenreicher 


Quatsch. 


Was not tut, ist die Ursachen von 
Migrationsbewegungen zu unter- 
suchen und zu lösen. Christlich 
wäre es, den Menschen in Afri- 
ka, Asien und Lateinamerika zu 
helfen, um dort Infrastruktur und 
bessere Lebensbedingungen zu 
ermöglichen, damit sie ihre Le- 
bensumstände verbessern kön- 
nen.« 


Prof. Dr. Alfred de Zayas, 
Völkerrechtler, Historiker, 
Sachbuchautor und ehemaliger 
Beamter der Vereinten 
Nationen, in Privatinvestor 
Politik Spezial, Nr. 10/2018 


»EIN FOLGENREICHER QUATSCH« 


Wahrheit Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


Sonderdruck S119 • Januar 2019 


Liebe Leser der UN! 


Man hört nicht mehr auf zu 
lesen, wenn man sich die Zeit 
nimmt, einen ganzen Jahr- 
gang der UN einmal zusam- 
menhängend zu studieren. 


Kein Wort falsch, keine For- 
derung überholt, keine Ein- 
schätzung widerlegt und eine 
Fülle von Hintergrundwissen, 
das den irregeleiteten »Kon- 
sumenten der Massenme- 
dien« (so heißt das auf neu- 


deutsch) fehlt. 


»Die gefährlichsten Mas- 
senvernichtungswaffen 
sind die Massenmedien. 
Denn sie zerstören den 
Geist, die Kreativität und 
den Mut der Menschen, 
und ersetzen diese mit 
Angst, Mißtrauen, Schuld 
und Selbstzweifel.« 


So schreibt einer, der sich 
offensichtlich gut in der Sze- 
nerie Wirtschaft, Medien und 
Journalismus auskennt und 
unbekannt bleiben möchte, 
unter dem Pseudonym M. 
A. Verick in der Einleitung zu 
seinem Buch »Das Medien 
Monopol«. 


Die Herrschaft der Medien- 
konzerne gefährdet zuneh- 
mend die im Grundgesetz für 
die BRD garantierte Freiheit 
von Berichterstattung und 
Meinungsbildung. Mit der 
Verbreitung der UNABHÄN- 
GIGEN NACHRICHTEN hel- 
fen Sie mit, dieses Monopol 
der Verdummung zu durch- 
brechen! 
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einer Gescheiterten: 
Die Merkel-Poller! 


Dresdener Altmarkt, Wilsdruffer Straße, 9.12.2018. Foto: GHVH 


»Es war mir eine Ehre!« 


Mit diesen Worten trat die 


Mutter aller Probleme am 
7.12.2018 von ihrem Amt als 
CDU-Vorsitzende ab. 


Seit 2015 und bis heute leidet 
Europa, leidet Deutschland und 
jeder einzelne Bürger unter den 
Folgen der einsamen Entschei- 
dungen ihrer Politik — einschließ- 
lich der obigen »Merkel-Poller«. 


Mit ihrer widerrechtlichen Grenz- 
öffnung für alle und ihrer Forde- 
rung nach einer Zwangsquoten- 
Verteilung der Flüchtlinge hat sie 
die EU-Länder gespalten und 
den Austritt Großbritanniens be- 
flügelt, denn nur die Furcht vor 
der unkontrollierten Massenzu- 
wanderung hat die Brexit-Ent- 
scheidung herbeigeführt. 


Sie hat Deutschland und unsere 
Gesellschaft gespalten, in der 
sich nun Befürworter eines bun- 
ten Völkergemisches und Vertei- 
diger von Volkstum und Heimat 
immer unversöhnlicher gegen- 
überstehen. 


Und letztlich hat sie mit ih- 
rer Wahlempfehlung für Frau 
Kramp-Karrenbauer ihre Par- 
tei CDU in der Frage der künf- 
tigen Richtung in zwei Lager 
gespalten und den Niedergang 
der ehemaligen Volkspartei be- 
schleunigt. 


Hoffen wir, daß die Wahlen 
im Jahr 2019 ihrem verhäng- 
nisvollen Wirken zum Scha- 
den des deutschen Volkes ein 
Ende setzen! 


Ein UN-Abo für 2019, die Jahrgangsmappe 2018 im Klemm- 
oder Spiralbinder oder einzelne Ausgaben der UN können 


Sie gegen einen Kostenbeitrag anfordern bei: 
UN, Postfach 400 215, 44736 Bochum 
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Je billiger die 
litik, dest 
Politik, desto 
teurer wird es 
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Ausverkauf!” 


BILLIG = bedeutungslos, belanglos, armselig, 
elend, geringwertig, gewöhnlich, kläglich, fehler- 
haft, miserabel, klein, dürftig, nutzlos, wertlos, 
unterdurchschnittlich, kümmerlich, unbrauch- 
bar, primitiv, unzulänglich, limitiert, ungeeignet, 
schlecht, desolat, unbefriedigend, mäßig, schäbig, 
schwach, mangelhaft, untauglich, stümperhaft, 
mies, zweitklassig, lausig, ungenügend, gering, 
dilettantisch 
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Der Atomkern des deutschen Realitätsverlustes 


Es kann einem wirklich nur übel werden, wenn man 
sieht, wie sich diese anmaßenden Politdilettanten nach 
Abschluß der Koalitionsverhandlungen auf die Schulter 
klopften und sich gegenseitig für die gute Arbeit beweih- 
räucherten. Mitten drin Frau Merkel als »Kern«-Problem, 
umschwirrt von negativ geladenen Teilchen, die Deutsch- 
land die nächsten vier Jahre regieren wollen. Eine An- 
sammlung von verkrachten politischen Existenzen aus 
CDU, CSU und SPD, die versuchen, ihr politisches Über- 
leben zu sichern, auf Kosten der Zukunft Deutschlands. 
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Ausgegrenzt, 
verfemt und 
abgeschrieben 


Ca. DE AN 
GEWALTEFE 
W & FRIED 


Es geht ein Riß durch die Gesellschaft! Dieser verläuft 
jedoch anders, als man uns einreden will. Dieser Riß 
verläuft zwischen den Etablierten und dem Rest des 
Volkes. Unabhängig von Einkommen oder Status, vom 
Wohnort oder vom Geschlecht, trennen uns die funda- 
mental anderen Vorstellungen von einem Deutschland 
und Europa in Freiheit, Frieden, kultureller Eigenstän- 
digkeit und wirtschaftlicher Sicherheit. Die Zeiten, in 
denen »die da oben« machen konnten was sie wollten, 
sind vorbei. Das Vertrauen ist auf Dauer verspielt. 
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Gehört der 
Islam zu 
Deutschland? 


z Der 
Islam gehört nicht 
zu Deutschland. 


Der 
Islam gehört zu 
Deutschland. 


Fo Sandra Kol, Waimea Commons, CC BY-SA 0 Bei) 


* Der von Bernd Rill in »Kemal Atatürk« (Rowohlt, Reinbek 
2011) zitierte Ausspruch von Atatürk, dem »Vater der Tür- 
ken«, mußte auf anwaltlichen Rat geschwärzt werden. 


Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen « UN 5/2018 


Kindersoldaten 
für die 
Machtergreifung? 


Angesichts der Bilder aus Moscheen (hier: Mönchengladbach, Herford und Wien) dürfte es Herrn 
Erdogan ganz warm ums Herz werden. Seine Grußworte an die Türken und an die Europäer: 


»Macht nicht drei, sondern fünf Kinder, 
denn Ihr seid die Zukunft Europas.« 


»Wenn ihr euch weiterhin so benehmt, 
wird morgen kein einziger Europäer, 
kein einziger Westler auch nur irgendwo 
auf der Welt sicher und beruhigt einen 
Schritt auf die Straße setzen können.« 
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zum EU-Wahn! 
JA zum deutschen 
Nationalstaat! 


A SIEH 


a ee 
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Die Deutschen assoziieren mit Nation, 
Nationalsozialismus, was natürlich völ- 


liger Blödsinn ist. 


Der Satz »Wir dürfen nicht zum Natio- 
nalstaat zurück«, der ist logisch leider 
völliger Unfug, denn selbst die EU-Kom- 
mission sagt, es müssen Aufgaben zum 
Nationalstaat zurückgegeben werden. 


Oskar Lafontaine (Die Linke) im Gespräch bei phoenix, 23.2.2018 
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andenmäßiger 
syl-Mißbrauch 
ohne Folgen!? 


AA Kiei gi 
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»Am 18. und 19.4.2018 durchsuchten Beamte der Staatsanwaltschaft Bre- 
men, der Zentralen Antikorruptionsstelle Bremen (ZAKS) und der nieder- 
sächsischen Polizei acht Objekte in Bremen und Niedersachsen - darunter 
auch zwei Rechtsanwaltskanzleien. Die Durchsuchungen erfolgten im Rah- 
men eines Ermittlungsverfahrens wegen des Vorwurfs der bandenmäßigen 
Verleitung zur mißbräuchlichen Asylantragstellung gemäß $ 84 des Asylge- 
setzes sowie wegen Bestechung und Bestechlichkeit gemäß $$ 332, 334 des 
Strafgesetzbuches. Unter den sechs Beschuldigten befinden sich die ehe- 
malige Leiterin der Bremer Außenstelle des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge sowie drei Rechtsanwälte aus Bremen und Niedersachsen. Die 
Beschuldigten werden verdächtigt, Asylantragsteller gezielt veranlaßt zu ha- 
ben, Asylanträge bei der formell unzuständigen Außenstelle Bremen zu stel- 
len. In diesen Asylverfahren kam es auch zu zahlreichen weiteren Rechts- 
verstößen, so daß falsche Anerkennungsbescheide ergingen. Dabei soll es 
auch zur Gewährung von Vorteilen an Amtsträger gekommen sein.« 


Pressemitteilung der Staatsanwaltschaft Bremen, 20.4.2018 (Auszug) 
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Verschwiegenes 
EURAFRIKA 


Während die Medien schweigen und verschweigen, will 
auch ein Großteil der Deutschen am liebsten nichts 


sehen und nichts hören, wie die berühmten drei Affen. 
Durch das frühe Ausscheiden der bundesdeutschen 
Internationalmannschaft bei der Fußball-WM war der 
Bürger zwar nicht mehr so abgelenkt, die wirklich 
wichtigen Dinge bekam er trotz allem nicht mit. Diese 
spielten sich, wie gewohnt von der Öffentlichkeit kaum 
beachtet und von der Presse totgeschwiegen, diesmal 
im fernen Marrakesch ab. Dort, auf afrikanischem 
Boden, tagten die EU-Außenminister, um aus dem 
Europa, wie wir es kennen, ein EURAFRIKA zu machen. 


(mehr dazu auf Seiten 2 und 3) 
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Feldzüge 
gegen das 
eigene Volk 


„Es herrscht Angst, blanke Angst” 


faz.net, Bildschirmfoto vom 30.8.2018. Das Bild wurde inzwischen ausgetauscht! 
»Die FAZ wartete auf mit einem Bericht über die angeblichen 
Zustände in Chemnitz |...) Garniert ist der Text mit einem ma- 
nipulierten Foto Darauf sind vermeintliche Rechtsextreme 
zu sehen, die ein Schild „Terror“ hochhalten. Damit soll sug- 
geriert werden, Rechtsextreme riefen zum Terror gegen den 
Staat auf. Ein weiteres Foto zeigt allerdings ein Transparent, 
auf dem „Kein Zutritt für Terror“ steht. Was hat die FAZ be- 
wogen, ihren Ruf mit einer so plumpen, leicht nachweisbaren 


Fälschung endgültig zu ruinieren?« Vera Lengsfeld 
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Diese Politik 
verspielt 
unsere Zukunft! 
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Bevölkerungsexplosion 
in Afrika: Millionen 
wollen auswandern! 


Im Jahr 2050 werden etwa 2,5 Milliarden 
Menschen in Afrika leben. Über 40 Prozent von 
ihnen würden auswandern, obwohl genügend Platz 
vorhanden wäre. Wohin wird es sie wohl ziehen? 
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Für das Leben 
und die Zukunft 
unserer Kinder! 


Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 + 50. Jahrgang + Dezember 2018 


Es lohnt sich, für die Zukunft unseres Volkes 
zu kämpfen. Allen, die in diesem Sinne mit 
uns verbunden sind, ein friedliches Weih- 
nachtsfest und Gesundheit und Standhaf- 


tigkeit im neuen Jahr! . . 
Ihre UN-Mitarbeiter 


Druck und Verlag: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49, 46049 Oberhausen 
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Rechts - rechtsextrem - völkisch 


Das »schlimmste« Etikett, das 
einem Deutschen von den links/ 
grünen »Bessermenschen« um- 
gehängt werden kann, lautet 
»völkisch«! 


Während »rechts« und »rechts- 
extrem« meist politische Kate- 
gorien abbilden sollen, drückt 
»völkisch« eine Geisteshaltung 
aus, die weit über parteipoliti- 
sche Interessen hinausgeht. 
Die »Antonio Amadeu Stif- 
tung«, an ihrer Spitze mit der 
ehemaligen Stasi-Spitzelin 
Anetta Kahane, will erkannt 
haben, woher ihrem Treiben 
die meiste Gefahr droht. 


Unter dem Titel »Ene, mene, 
muh — und raus bist du! Un- 
gleichwertigkeit und früh- 
kindliche Pädagogik« hat 
sie ein 55-seitiges Pam- 
phlet zur frühkindlichen Er- 

ziehung herausgebracht. 

Dieser Leitfaden soll »Hand- 
reichung« für Pädagogen im 
Kindergarten sein. Anhand von 
Fallbeispielen sollen z.B. Kinder 
entlarvt werden, die in »völki- 
schen« Familien aufwachsen. 


Finanziell gefördert und durch ein 
Vorwort der Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend, Dr. Franziska Giffey, mi- 
nisteriell abgesegnet, soll dieses 
Machwerk in den Kindergärten 
für die richtige Haltung sorgen. 


Ein Fallbeispiel: 


»In einer Kita fallen zwei Ge- 
schwister auf, die besonders zu- 
rückhaltend sind und wenig von 
zu Hause, z.B. vom Wochenen- 
de, erzählen. So verhalten sie 
sich im Morgenkreis zum Wo- 
chenbeginn schweigsam und 
passiv. Gleichzeitig gibt es keine 
sogenannten Disziplinprobleme, 
diese Kinder scheinen besonders 
„gut zu spuren“. Außerdem sind 
traditionelle Geschlechterrollen 
in den Erziehungsstilen erkenn- 
bar: Das Mädchen trägt Kleider 
und Zöpfe, es wird zu Hause zu 


Haus- und Handarbeiten angelei- 
tet, der Junge wird stark körper- 
lich gefordert und gedrillt. Beide 
häufig 


kommen am 


1 Ungleichwertigkeit und 


frühkindliche Pädagogik Ia 


- FACHSTELLE 
GENDER GMF UND 
„RECHTSEXTREMISMus 


Morgen in die 
Einrichtung, nachdem sie bereits 
einen 1,5-km-Lauf absolviert ha- 
ben. 


Nun lädt das Mädchen mehrere 
andere Kinder aus der Kita zum 
Kindergeburtstag ein. Einige El- 
tern, deren Kinder eingeladen 
sind, wissen um die Zugehörig- 
keit der Eltern in einer rechts- 
extremen Kameradschaft und 
machen sich Sorgen, was auf 
dem Kindergeburtstag passieren 
könnte. Gleichzeitig möchten sie 
ihren Kindern nicht so einfach die 
Teilnahme und damit auch die 
Möglichkeit zur Freundschaft mit 
dem Mädchen verbieten. Sie bit- 
ten die Erzieher*innen um Rat. 


Im Fallbeispiel gibt es Hinweise 
darauf, daß die Kinder in einem 
rechtsextremen völkischen EI- 
ternhaus aufwachsen. [...] Die 
Erziehung in den Familien ist 
dabei sehr auf die Ausbildung 
klassischer Geschlechterrollen 
bedacht. Es geht darum, ein 
„richtiger Junge“ und ein „richti- 
ges Mädchen“ zu sein und um die 


Perspektive, daß aus Mädchen 
„deutsche Mütter“ werden und 
aus Jungen „politische Kämpfer“. 
Auch wenn man nicht von einem 
einheitlichen Erziehungsstil im 
aktuellen Rechtsextremismus 
sprechen kann, sind Erzie- 
hungsstile weit verbreitet, die 
auf Härte, Durchhaltevermögen 
und Folgsamkeit ausgerichtet 
sind. [...] 
In der konkreten Situation ist es 
hilfreich, die Eltern zum persön- 
lichen Gespräch in die Kita ein- 
zuladen. |...] Es ist also notwen- 
dig, sich innerhalb des Teams, 
der Einrichtung und des Trägers 
eine Haltung zu menschenfeind- 
lichen und extrem rechten Inhal- 
ten und deren parteipolitischen 
Vertreter*innen in der eigenen 
Region zu erarbeiten. [...] 


Es gilt, eine Kultur der Verschie- 
denheit und Gleichwertigkeit 
aller im Alltag der Kinder erfahr- 
bar zu machen. Damit wird der 
Vorstellung einer homogenen 
„Volksgemeinschaft“ und der Un- 
gleichwertigkeit verschiedener 
Gruppen — zentrale Ideologeme 
von Neonazis — praktisch etwas 
entgegengesetzt. [...] Aufgabe 
demokratischer pädagogischer 
Institutionen sollte es sein, Kin- 
der zu stärken und ihnen in 
diesem Fall einen alternativen 
Erfahrungsraum zu ihrem Eltern- 
haus zu eröffnen.« 


Nein, lieber Leser, dies alles ist 
nicht erfunden, das ist bundesre- 
publikanische Wirklichkeit. Das 
»betreute Denken und Handeln« 
setzt bereits im Kindergarten- 
alter an. DDR und Stasi waren 
gestern — heute sind wir einen 
Schritt weiter und auf dem Weg 
zu staatlichen Erziehungslagern. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


EIN »LEITFADEN« FÜR DIE TONNE! 
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Im Kampf gegen »Weiße«: 
Die »Amadeu Antonio Stiftung« 


www.un-nachrichten.de 


1998 von Karl Konrad von der 
Groeben aus Baden-Baden. Ka- 
hane konnte den aus Ostpreu- 
ßen stammenden Grafen, der mit 
einer Coca-Cola-Lizenz Millionen 
machte, von ihrer 


Die »Amadeu Antonio Stif- . ; 
Idee einer Stiftung 


tung« ist eine staatlich sub- 


ventionierte Stiftung für den begeistern. 

sogenannten »Kampf gegen Neben kleinen 
rechts«. Hauptamtliche Vor- und größeren Ein- 
sitzende ist die ehemalige zelspenden flie- 


Ren Gelder auch 
aus dem Bundes- 
haushalt, hier vor 
allem vom Bun- 
desministerium für 
Familie, Senioren, 


Stasi-Spitzelin Anetta Kahane, 
ihr Stellvertreter ist Timo Rein- 
frank. 

Entgegen dem offiziellen Ziel 
der Stiftung, gegen jede Form 
von Rassismus vorzugehen, 


© Raimond Spekking / CC BY-SA 4.0 (via Wikimedia Commons) 


sdi 


ist die Auseinandersetzung und 
die Bekämpfung von Deutschen- 
feindlichkeit ausdrücklich nicht 
Teil ihrer Aktivitäten. Kahane be- 
zeichnet die »weiße« Bevölke- 
rung Deutschlands sogar offen 
als »Problem«, gegen das Politi- 
ker aktiv werden sollen: 


»Aus diesem Grund gibt es im 
Osten des Landes noch immer 
weniger als 1 % sichtbare Mi- 
noritäten und somit kann man 


sagen, daß dieser Teil des Lan- 
des weiß geblieben ist. Nicht 
nur „ausländerfrei“, sondern 
weiß. Bis heute ist es anstren- 
gend, schwierig, mühsam bis 
unmöglich, die lokalen Auto- 
ritäten davon zu überzeugen, 
daß dieser Zustand ein Pro- 
blem ist, gegen das sie aktiv 
werden sollten.« 

Das erste Startkapital über 
250.000 DM für die Stiftung kam 


Frauen und Jugend sowie vom 
Nachrichtenmagazin stern und 
von der »Freudenberg Stiftung«. 


Die »Amadeu Antonio Stiftung« 
beschäftigt 30 hauptamtliche Mit- 
arbeiter (teilweise in Teilzeit). 


Laut Eigenbilanz nahm die Stif- 
tung 2017 über 600.000 Euro an 
Spenden und etwa 2,6 Millionen 
Euro an Zuschüssen ein — in 
Summe über 3,2 Millionen Euro. 


L selbe [Leser 


GAHZ IHYAL: 


Das neue Jahr fängt ja gut an ...! 


Alassa M. war der Aufreger in den ersten Tagen 
des neuen Jahres. Alassa M., angeblich 29 Jahre 
alt, ist ein durch alle Rechtsinstanzen abgelehn- 
ter Asylbewerber aus Kamerun. Er lebte in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung in Ellwangen und be- 
teiligte sich an den bundesweit bekannt gewor- 
denen Krawallen und Angriffen auf die Polizei 
am 30.4.2018, als 150 Asylbewerber Polizisten 
bedrohten und deren Einsatzwagen demolierten, 
als diese einen anderen rechtskräftig Abzuschie- 
benden abholen wollten. 


Er wurde verhaftet und nach Italien abgeschoben, 
das nach Recht und Gesetz für ihn zuständig war, 
denn aus Italien war er ja illegal eingereist. Er war 
also kein »Flüchtling« mehr, denn er war ja in Ita- 
lien in einem sicheren Land. 


Obwohl er mit einer Einreisesperre belegt wurde, 
tauchte er nun plötzlich wieder in Deutschland 
auf und stellte erneut einen Asylantrag. Außerdem 


verklagte er die Polizei, denn die hätte ihm damals 
keinen richterlichen Beschluß vorgelegt. 


»Die Einreise bzw. der Aufenthalt im Bundesge- 
biet trotz angeordneter Wiedereinreisesperre stellt 
grundsätzlich einen Straftatbestand dar«, stellte 
das Innenministerium Baden-Württemberg fest. 


Trotzdem lebt er nun wieder friedlich und in 
Freuden auf Kosten der deutschen Steuerzahler in 
einer staatlichen Unterkunft in Karlsruhe (Stand 
5.1.2019). 


Was irre klingt, ist aber scheinbar normal unter 
unserer Regierung, man liest fast täglich von sol- 
chen Fällen — also kein Aufreger. Der wirkliche 
Aufreger ist, daß Millionen Bundesbürger von 
solchen Skandalen aus Presse und Fernsehen er- 
fahren und sie schulterzuckend hinnehmen! 


Bemühen wir uns im neuen Jahr mit verstärk- 
ter Kraft, sie wachzurütteln! 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Rote »Nazi«-Rebsorte 
»Zweigelt« umbenennen? 


Der altbekannte »Zweigelt« soll 
umbenannt werden. Dies fordert 
pressewirksam in Wien das »In- 
stitut ohne direkte Eigenschaf- 
ten« (eine Art Künstlerkollektiv). 


Im Rahmen der Aktion »Abge- 
zweigelt« wurde bei einer Pres- 
sekonferenz Mitte Dezember 


SEPA-Lastschriftmandat 


2018 in Wien der neue Wunsch- 
name »Blauer Montag« vorge- 
stellt. Die Namensänderung soll 
auf die nationalsozialistische 
Vergangenheit Friedrich Zwei- 
gelts aufmerksam machen. 


Dem aus der Steiermark stam- 
mendem Zweigelt gelang 1922 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 
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die Kreuzung der Sorten St. 
Laurent und Blaufränkisch. Die 
Züchtung nannte er Rotburger. 
Im Jahr 1975 erhielt die Reb- 
sorte durch die Qualitätswein- 
rebsorten-Verordnung den Na- 
men seines längst verstorbenen 
Schöpfers. Weil Zweigelt ein 
»glühender Nazi« und seit April 
1933 NSDAP-Mitglied gewesen 
sei, solle die Rebsorte seinen 
Namen nun nicht mehr ehren. 


Die Zweigelt-Gegner werfen ihm 
vor, er habe eine Auslieferung 
von »Antifaschisten« an die Ge- 
stapo nicht verhindert. Den An- 
schluß Österreichs an das Deut- 
sche Reich soll Zweigelt begrüßt 
haben. 


Bisher haben sich zwei Winzer 
gefunden, die den Wein künftig 
unter dem Namen »Blauer Mon- 
tag« in Verkehr bringen werden. 
Ein erster Gastronomiebetrieb 
in Wien wird seinen Gästen den 
»Blauen Montag« ab Februar 
2019 anbieten. 


In Deutschland ist der »Zweigelt« 
u.a. bei Lidl im Angebot. Man 
darf gespannt sein, wie lange 
noch: Die Entnazifizierung zwei 
Punkt null läuft auf Hochtouren, 
nicht nur in Österreich. 
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Sensationsfund: Naziblume entdeckt! 


Auch Natur-, Lebens- und Um- 
weltschützer werden ihr nicht 
mehr helfen können und der Ar- 
tenschutz der gefährdeten Pflan- 
ze wird wohl aufgehoben: die 
arme Kornblume! 


Am 29.11.2018 entdeckten Mit- 
glieder des Berliner Abgeordne- 
tenhauses bei der Plenarsitzung 
an der Oberbekleidung eines 
Abgeordneten namens Andreas 
Wild eine blaue Kornblume. Die 
blaue Kornblume sei ein Nazi- 
Symbol, empörte man sich. 

Der Präsident der Anstalt (Ent- 
schuldigung: des Hohen Hau- 
ses!), Ralf Wieland (SPD), forder- 
te ihn zweimal per Ordnungsruf 
auf, diese zu entfernen. Bei ei- 


Foto: H.Zell - Eigenes Werk / 
Wikimedia Commons / COBY-SA 3.0 (Ausschnitt) 


Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzel 


nem dritten Ordnungsruf wäre 
der fraktionslose Abgeordnete 
von der Sitzung ausgeschlossen 
worden. Also befolgte er die An- 
weisung, legte aber Widerspruch 
ein. Am 13.12.2018 lehnte das 
Haus mit großer Mehrheit den 
Einspruch ab. 


Wir können uns wirklich glücklich 
schätzen, in einem Land zu le- 
ben, das keine größeren Proble- 
me hat! Mehr Probleme werden 
leider die sowieso gefährdeten 
armen Bienen, Hummeln und 
anderen Insekten haben, wenn 
die blaue Kornblume per Parla- 
mentsbeschlüssen künftig nun 
auch in den Wiesen und Wegrän- 
dern ausgerottet werden muß ...! 


n, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 


für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


I Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von Euro lege ich per Verrechnungs- 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Jahrgang: Telefon: 


(für Rückfragen) 


Einwilligungserklärung zur Datenspeicherung und -weitergabe 


Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 
gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 


Mit meiner Unterschrift bin ich damit einverstanden, daß meine Daten zum 
Zwecke der Ausführung an Dritte (Versanddienstleister, Post- und Paket- 
dienste) weitergeben werden. 

Meine Einwilligung zur Datenspeicherung und -weitergabe kann ich jeder- 
zeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abändern oder 
gänzlich widerrufen. 


Unterschrift: 


Datum: 


DAS LETZTE 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 

Telefax: 0208 - 84 87 057 

E-Post: info@un-nachrichten.de 
Bankverbindung: 

FK UN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www. fb.com/UN. Nachrichten 


Impressum: 

Herausgeber: Freundeskreis Unabhängige 
Nachrichten e.V., Alstadener Str. 49a, 46049 
Oberhausen 

verantw. Schriftleiter: Annette Kruse 

Für unverlangt eingesandte Zuschriften wird 
keine Haftung übernommen! 

Kein gewerbliches Unternehmen. Außer Satz 
und Druck ist alle Mitarbeit ehrenamtlich. 
Keine Werbung oder Anzeigenaufnahme. 
Kein Verkauf, Kostenbeiträge sind freiwillig, 
z.Zt. entstehen Selbstkosten von etwa 

1,50 Euro je Ausgabe einschließlich Porto. 
Diese Zeitschrift wird vor dem Druck von 
Anwälten auf strafrechtliche Unbedenklichkeit 
überprüft. 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49a, 46049 Oberhausen 


Alle redaktionellen Texte dieser Ausgabe 
stehen, soweit nicht anders gekenn- 
zeichnet, unter der »Creativ-Commons«- 
Lizenz CC BY-NC 4.0 und dürfen damit 
weiterverwendet werden. 

creativecommons.org/licenses/by-nc/4.0/ 


